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. Vorgetäuschte Demokratie:
Jeder hat seine Gründe

»Du siehst, in derWelt gibt es eine schreckliche Sache, nämlich dass
jeder seine Gründe hat.«

Octave in Die Spielregel von Jean Renoir

Im letzten Monat […] habe ich mit dem Gefühl gelebt, einen gewal-
tigen und unendlichen Verlust erlitten zu haben. Anfangs wusste ich
nicht, wasmich quälte. Schließlichwurdemir klar:Was ich verloren
hatte, war ein Land.

Henry David Thoreau

Sie sehen nicht alle gleich aus. Zahlreiche Unterschiede springen
ins Auge. Aber stellte man sie so nebeneinander, ergäbe sich doch
ein politisches Familienportrait: Orbán, Erdoğan, Kaczyński, Mo-
di, Expräsident Trump ohne jeden Zweifel, Netanyahu vielleicht,
der brasilianische Präsident Jair Bolsonaro ganz sicher. Was er-
klärt den Erfolg dieser politischen Familie, was ist ihr Geschäfts-
modell?

Bei Beantwortung dieser Frage droht die Gefahr, ganz heteroge-
ne nationale Erfahrungen in einen Topf zu werfen. Die Gründe für
den Aufstieg des Rechtspopulismus sind in der Tat keineswegs
identisch. Radikale Rechtspopulisten haben allerdings ähnliche Stra-
tegien entwickelt, und vielleicht könnte man sogar von einer ge-
meinsamen autoritär-populistischen Regierungskunst sprechen –
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daher die Familienähnlichkeiten zwischen zum Teil doch eigent-
lich sehr anders gearteten politischen Charakteren.

Die Ausbreitung dieser populistischen Kunst hat eine bestimm-
te, nach dem Kalten Krieg entstandene Illusion zunichtegemacht:
nicht dass die Geschichte zu Ende sei (hat daswirklich jemand ge-
glaubt?), sondern dass nurDemokratien aus ihren Fehlern und den
Erfahrungen anderer Demokratien lernen könnten. Autoritäre Re-
gime, so lautete die Annahme, könnten sich nicht an veränderte
Umstände anpassen und seien unfähig zur Innovation. Sie alle seien
dazu verdammt, wie die Sowjetunion  zu enden. Die neue Au-
toritäre Internationale – deren Mitglieder ständig neue Herr-
schaftstechniken erproben und verfeinern – macht diesem beque-
men liberaldemokratischen Selbstbild den Garaus. Denn die best
practices, die besten autoritären Praktiken (oder vielleicht sollte
man eher sagen: die schlimmsten?), lassen sich über Grenzen hin-
weg kopieren.

Vereinfacht gesagt basiert die autoritär-populistische Regierungs-
kunst auf Nationalismus (oft mit rassistischen Untertönen), auf
der Aneignung des Staates durch eine Partei (sodass Beamtenpos-
ten stets mit treuen Parteigängern besetzt werden) und – weniger
offensichtlich – auf der Nutzung der Wirtschaft als Waffe zur Si-
cherung politischer Macht: eine Mischung aus Kulturkampf, Pat-
ronage und dem, was Politikwissenschaftler Massenklientelismus
nennen.Wobei der Nationalismus oft mehr eine Art Simulierung
von Souveränität ist, eine Inszenierung der Macht des »Volkswil-
lens« in Form von vermeintlich starken Gesten vermeintlich starker
Männer. Großspurige Reden gegen die Globalisierung erweisen
sich als vollkommen vereinbar mit einer fortgesetzten Deregulie-
rung der grenzüberschreitenden Kapitalströme und anderen Maß-
nahmen, die dann vor allemEliten in anderen Ländern zugutekom-
men.

Diese Besonderheiten entgehen politischen Diagnosen, die den
heutigen Rechtspopulismus mit dem Faschismus gleichsetzen oder
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den Populismus für eine neue, international erfolgreiche Ideologie
halten oder annehmen, dass die »einfachen Leute« sich all das mit
ihrer angeblichen Sehnsucht nach autoritärer Führung selbst einge-
brockt hätten. Historiker suchen nach geschichtlichen Präzedenz-
fällen für das aktuelle Geschehen, oft in der Absicht, »Lehren aus
der Vergangenheit« zu ziehen.Natürlich können geschichtliche Ver-
gleiche wertvoll sein, und es ist keineswegs von vornherein falsch,
nach Parallelen zwischen der Gegenwart und den politischen Kata-
strophen des . Jahrhunderts zu suchen. Denn ohne systemati-
sche, aber für partikulare Kontexte sensible Vergleiche könnten
wir auch die Unterschiede gar nicht erkennen. Dennoch führen
Analogien allzu oft zu Kurzschlüssen im politischen Urteil –wir se-
hen immer nur die Ähnlichkeiten oder erliegen einer durch unsere
eigenen Präferenzen verzerrten Wahrnehmung, das heißt, wir su-
chen nach Beweisen, die unsere ohnehin schon bevorzugte politi-
sche Strategie rechtfertigen. James Bryce – heute fast vergessen,
doch um die Wende zum . Jahrhundert ein äußerst einflussrei-
cher Diagnostiker der modernen Erfahrungen von Demokratie –
schrieb : »Der wichtigste praktische Nutzen der Geschichte
liegt darin, uns von plausiblen historischen Analogien zu befrei-
en.« Diese Mahnung zur Vorsicht gilt eigentlich immer. Genauer
auf unsere Zeit abgestellt ist Tony Judts Beobachtung, wir seien in-
zwischen äußerst geschickt darin, die Lehren derGeschichte zu leh-
ren, aber wahrscheinlich sehr schlecht darin, die Geschichte an
sich zu lehren.

Tatsache ist, dass die heutigen Gefahren für die Demokratie mit
vielen Erfahrungen des . Jahrhunderts kaum noch etwas gemein
haben. Viele von denen, die nach dem . November  eilends
ein Exemplar von  oder Elemente und Ursprünge totaler
Herrschaft kauften, dürften ihre Lektüre vielleicht schon nach we-
nigen Seiten aufgegeben haben. Insbesondere der Faschismus – im
Unterschied zumAutoritarismus oder Rassismus imAllgemeinen –
erlebt in unserer Zeit keine Wiederauferstehung.Wir sehen nicht
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die massenhafte Mobilisierung und Militarisierung ganzer Gesell-
schaften.1 Und auchwennHass auf verwundbareMinderheiten ge-
schürt wird, gibt es doch keinen systematischen Kult der Gewalt,
der den Kampf auf Leben oder Tod als Apotheose des mensch-
lichen Daseins glorifizierte. Dasselbe gilt für die durchgängige Um-
gestaltung ganzer Staaten auf rassistischer Grundlage – womit al-
lerdings nicht bestrittenwerden soll, dass rassistische (oder religiös
bedingte) Feindseligkeit in Ungarn, Brasilien und den USA unter
Trump von den höchsten Repräsentanten des Staates legitimiert
wurde und wird.

Alle halten es für wichtig, aus der Geschichte zu lernen, aber
man unterstellt stillschweigend, dass immer nur guteMenschen et-
was lernen. Einer der Gründe, weshalb wir nicht die Wiederkehr
einer bestimmten antidemokratischenVergangenheit erleben, liegt
in der Tatsache, dass auch die heutigen Antidemokraten Lehren
aus der Geschichte gezogen haben. Sie wissen sehr wohl, dass mas-
senhafte und vor aller Augen begangeneMenschenrechtsverletzun-
gen besser nicht zum autoritären Repertoire unserer Zeit gehören
sollten. Denn wer allzu deutlich Erinnerungen an Diktaturen des
. Jahrhunderts weckt, macht sich verwundbar. Großangelegte
Repression, wie Erdoğan sie seit  einsetzt, muss als Zeichen
der Schwäche statt der Stärke gedeutet werden; dass Trump amEn-
de wirklich seine Bewegung aus Rechtsextremen, Verschwörungs-
theoretikern, aber auch ganz normalenRepublikanern auf die Straße
gen Kapitol schickte, war ebenfalls eher der Verzweiflung geschul-
det als einem quasi-faschistischen Plan zur Machtübernahme. Ge-
radeweilMassengewalt ein nationales wie ein internationales Pub-
likum an historische Ereignisse erinnern könnte, sehenwir (relativ)
wenig davon.Wenn vermeintlich klipp und klare Lektionen aus der
Geschichte aber nicht viel weiterhelfen, wie dann die neuen autori-
tären Muster begrifflich und auch empirisch fassen?





Was ist überhaupt rechter (oder linker) Populismus?

Der Ausdruck »Populismus« ist bislang gebraucht worden, als wä-
re seine Bedeutung völlig klar. Das ist bekanntlich nicht der Fall.
Es ist irreführend, Populismus mit »Kritik an Eliten« oder mit
»Anti-Establishment-Einstellungen«gleichzusetzen.DieseGleich-
setzung ist zwar gängigeMeinung, basiert jedoch auf einem eigent-
lich recht merkwürdigen Gedanken. Schließlich würde einem jede
gewissenhafte Sozialkundelehrerin oder jeder Profi in der politi-
schen Bildung erklären, auf die Mächtigen ein Auge zu halten sei
gerade ein Zeichen guter demokratischer Gesinnung – während
man uns heutzutage immer wieder sagt, Kritik an Eliten sei an sich
populistisch (und laut vielen Beobachtern folglich eine Gefahr für
Demokratie und Rechtsstaat). Nun trifft es zu, dass Populisten die
Regierung (und in der Regel auch alle übrigen Parteien) kritisieren,
solange sie in der Opposition sind.Vor allem aber tun sie noch et-
was anderes, und das ist entscheidend: In der einen oder anderen
Weise erheben sie den Anspruch, sie und nur sie allein repräsentier-
tendas,wasPopulistenhäufigalsdas»wahreVolk«oderdie»schwei-
gende Mehrheit« bezeichnen.

Auf den ersten Blickmag das nicht sonderlich gefährlich klingen.
Es ist nicht unmittelbar identisch mit Rassismus oder beispielswei-
se einem fanatischen Hass auf die Europäische Union oder auch
mit der Behauptung, bestimmte Richter und die Medien seien
»Volksfeinde«. Dennoch hat dieser vor allem moralische Alleinver-
tretungsanspruch zwei für die Demokratie schädliche Auswirkun-
gen.Wenn Populisten behaupten, nur sie sprächen für das Volk, er-
klären sie immer gleich, alle Mitwettbewerber um die Macht seien
grundsätzlich illegitim. Das ist kein bloßer Streit um politische In-
halte oderWerte – solche Konflikte sind schließlich in einem demo-
kratischen Gemeinwesen vollkommen normal und im Idealfall so-
gar produktiv. Populisten behaupten vielmehr, ihre Rivalen wären
korrupt und dienten aufgrund ihres schlechten Charakters nie den
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Interessen des Volkes.Was Donald J. Trump im Wahlkampf 
über seine Rivalin sagte (und  über seinen Rivalen), war ex-
trem, aber nicht außergewöhnlich: Alle Populisten reden auf die
ein oder andere Weise so.

Weniger offensichtlich, aber für demokratische Politik gefähr-
licher ist die Behauptung der Populisten, wer mit ihrer letztlich
symbolischen Konstruktion des »Volkes« nicht übereinstimme
(und die Populisten folglich auch politisch nicht unterstütze), gehö-
re eigentlich gar nicht wirklich zumVolk. Schließlich impliziert die
Rede vom »wahren« oder »echten« Volk, dass manche nicht ganz
»echt« seien – Menschen, die nur vorgeben, dazuzugehören, und
das Gemeinwesen in irgendeiner Weise untergraben könnten oder
bestenfalls Bürger zweiter Klasse wären.2 Man denke einmal mehr
an Trump, der seine Kritiker gerne als »unamerikanisch« brand-
markte, oder an Jarosław Kaczyńskis Verdammung jener Polen,
denen der Verrat in den Genen stecke, oder auch an die Impli-
kationen der Behauptung von Vertretern der Partei des Indischen
Volkes (BJP), wonach »die Spaltung nur in den Köpfen mancher
Politiker« existiere, Indien als Gesellschaft jedoch »eins und har-
monisch« sei.

Populisten behaupten denn auch stets, das Volk zu einen – in
Wirklichkeit besteht ihr politisches Geschäftsmodell jedoch darin,
die Bürger so weit wie möglich zu spalten. Und die Botschaft, dass
nur einigewahrhaft zumVolk gehörten, unterminiert systematisch
den Status anderer Bürger als freie und gleiche Mitglieder des Ge-
meinwesens. Offensichtliche Beispiele sind hierMinderheiten (deren
Stellung innerhalb der Gesellschaft aus dem einen oder anderen
Grund bereits verwundbar sein mag) und erst vor Kurzem einge-
wanderteMenschen, die imVerdacht stehen, dem Land gegenüber
nicht wirklich loyal zu sein. Man denke an Modis Vorhaben, ein
Register »echter« Staatsbürger anzulegen; gleichzeitig wird ein neu-
es Gesetz formuliert, das bestimmten religiösen Gruppen Schutz
vor Verfolgung in ihren Heimatländern gewährt – aber ostentativ
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nicht Muslimen. Nach außen hin soll es durch das citizenship re-
gistermöglich sein, illegale Einwanderer aufzuspüren (die der eins-
tige Vorsitzende der BJP Amit Shah als »Termiten auf dem Boden
Bengalens« bezeichnete). Hindu-Nationalisten verstehen jedoch
sehr wohl, dass es bei den beidenGesetzesinitiativen um eine Bestä-
tigung des »echten« Volks, das heißt der Hindus, geht und dass ein
klares Signal gesendet wird, Muslime gehörten gar nicht dazu –

oder seien gar vogelfrei.
Wo Populisten an dieMacht gelangen, kann diese auf Ausschluss

abzielende Haltung in der Tat dazu führen, dass manche Bürger
denAnspruch aufGleichheit vor demGesetz (oder sogar den Schutz
durch das Recht schlechthin) verlieren. Sie werden dann deutlich
anders behandelt, vielleicht nicht immer von Richtern, wohl aber
bei ganz gewöhnlichen Kontakten mit Verwaltungsbeamten, die
sehr genau verstanden haben, was an der Spitze des Staates von ih-
nen erwartet wird.3 Ganz zu schweigen vom Schüren vonHass auf
Straßen und Plätzen. Schon vor dem Sturm auf das Kapitol 
gab es deutlicheHinweise darauf, dass TrumpsWahlkampfveranstal-
tungen mit einem lokalen Anstieg politisch motivierter Übergriffe
verbundenwaren.US-AmerikanerasiatischerHerkunftwurdenwäh-
rend der Pandemie häufiger attackiert. Trumpistische Bürgerweh-
ren fühlten sich offensichtlich ermuntert, als die Republikanische
Partei in ihrerWahlwerbung ein Ehepaar aus einem Suburb präsen-
tierte, das seine Waffen auf Teilnehmer einer Black-Lives-Matter-
Demonstration richtete. Und nicht zu vergessen, auch antisemi-
tische »Vorfälle« erreichten  in den USA ein Allzeithoch (für
 liegen noch keine Zahlen vor).4 Der von der Philosophin
Kate Manne geprägte Ausdruck »nach unten durchsickernde Ag-
gressivität« (trickle-down aggression) bringt dieses Phänomen
präzise auf den Punkt.5

Die Radikalisierung der Rechten im Namen des Volkes ist aller-
dings nicht per se mit Nationalismus identisch. DerNationalismus
behauptet, jede über eine gemeinsame Kultur definierte Nation ha-
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be ein Anrecht auf einen eigenen Staat, gegenüber denMitgliedern
derNation bestünden größeremoralische und politische Verpflich-
tungen als gegenüber Ausländern und der Imperativ der Erhal-
tung der Nation besitze als solcher bereits moralisches Gewicht.6

Natürlich müssen alle Populisten den Begriff des Volkes mit einem
gewissen Inhalt füllen, und es ist kein Zufall, dass Rechtspopulis-
ten sich so oft für eine ethnische Definition der Nation (oder sogar
fürNativismus) entscheiden. Im Prinzip kannman jedoch auch ein
Populist sein, für den das Volk sich hauptsächlich über ideologi-
sche Aspekte definiert – man denke etwa an Hugo Chávez’ Idee
eines bolivianischen Sozialismus für das . Jahrhundert. Entschei-
dend ist in diesem Fall, dass all jene, die nicht mit dem angeblich
einzigen authentischen Repräsentanten des Volkes übereinstim-
men, für illegitim erklärt (und im Zweifelsfalle verfolgt) werden.

Regierungstechniken

Autoritär-populistische Regime versuchen also permanent, ihre
Gesellschaften zu spalten, und halten, konkreter gesagt, das Ideal
des »wahren Türken«, des »wahren Inders«, des »wahren Ameri-
kaners« und soweiter hoch. Diese Bemühungen um eine Festigung
kultureller Vorherrschaft gehen indessenmit etwas ganz Profanem
einher, das man kaum anders als einen Hang zu kapitalistischer
Vetternwirtschaft nennen kann. Tatsächlich sind viele autoritäre
Regime zugleich auch Kleptokratien (ein Ausdruck, den der pol-
nisch-britische Soziologe Stanislav Andreski in den späten sechziger
Jahren prägte). Dafür gibt es erst einmal eine einfache Erklärung:
Das Fehlen gesetzlicher oder politischer Beschränkungen erleich-
tert die Selbstbedienung, die ihrerseits die Notwendigkeit ver-
schärft, das Rechtswesen und das politische System fest im Griff
zu haben, um eine zukünftige Bestrafung zu verhindern. Hier ist je-
doch auch eine politische Logik im Spiel.Wer andere in kriminelle
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Machenschaften verwickelt, erzwingt zugleich deren Treue gegen-
über dem Regime; Massenklientelismus – die Belohnung von Un-
terstützern durch Patronage – festigt die Loyalität von Teilen der
Bevölkerung; und indem man Bürgerinnen und Bürger, die sich
den autoritären Populisten nicht anschließen, mit dem Verlust des
Arbeitsplatzes oder bestimmter Vergünstigungen bestraft, löst man
das Problem, wie man Kontrolle über eine Gesellschaft ausüben
kann, ohne auf allzu offensichtliche direkte politische Repression
zurückgreifen zu müssen.

Diese über die traditionelle Kleptokratie hinausgehende Dyna-
mik hat der ungarische Soziologe Bálint Magyar im Auge, wenn
er vom Aufstieg eines »Mafiastaates« in seinem Herkunftsland
spricht.7 In einem Mafiastaat geht es nicht um große Umschläge
mit Geld, die unter demTisch den Besitzer wechseln.Vielmehrwer-
den nach außen hin legale Mittel genutzt – insbesondere staatliche
Ausschreibungen, auf die sich seltsamerweise nur ein einziger Inte-
ressent meldet oder bei denen neben dem regimetreuen Unterneh-
mer nur ein Scheininteressent auftritt. Ein Mafiastaat wird von
»politischen Familien«, wie Magyar dies nennt, kontrolliert und
zu deren Vorteil geführt. (Dazu kann auch die reale Familie des
Machthabers gehören, wie die prominenten Beispiele der Kinder
von Trump, Orbán, Bolsonaro und Erdoğan zeigen, wobei beson-
ders üble Rollen oft den Schwiegersöhnen vorbehalten bleiben.)
Absolute Loyalität im Austausch gegen materielle Belohnungen
und, ebenso wichtig, Schutz für eine unbegrenzte Zukunft. »Der
Hauptvorteil der Herrschaft über einen bürokratischen Staat«, be-
merkt ein ungarischer Beobachter, »ist nicht die Macht, Unschul-
dige zu verfolgen, sondern die Macht, die Schuldigen zu beschüt-
zen.«8

Auf diesem Gebiet kann Ideologie auch als zuverlässiger Indika-
tor für politische und familiäre Unterwerfung dienen. Zudemwird
die Toleranz für Provokationen und eklatante Verletzungen von
Normen seitens des Anführers zum Lackmustest für all jene, die
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ansonsten in den Verdacht geraten könnten, immer noch an demo-
kratische Standards zu glauben. (Und Unwissen vorschützen ist de
facto Toleranz: All die republikanischen Senatoren, die mit ver-
krampftem Gesicht behaupteten, Trumps schlimmste Tweets gar
nicht gesehen zu haben, bestätigten nur dieMacht, welche der Prä-
sident über sie hatte.) Mehr noch, da Verstöße gegen die Normen
die Mitglieder der politischen Familie kompromittieren, müssen sie
um ihres wechselseitigen Schutzes willen zusammenhalten, waswie-
derum Verlässlichkeit und Vertrauen zu sichern hilft – ein Defini-
tionsmerkmal der Mafia in ihrer ursprünglichen Form.

Die neuen autoritär-populistischen Staaten sind nicht faschis-
tisch im bekannten historischen Sinne; in einem wichtigen Aspekt
verkehren sie das Muster der nationalsozialistischen Herrschaft
vielleicht sogar in sein Gegenteil. Wie der Politikwissenschaftler
(und deutsche Exilant) Ernst Fraenkel nachwies, war die Politik
der Nazis nicht durch vollkommene Gesetzlosigkeit und totales
Chaos gekennzeichnet, wie manch herkömmliche Darstellung von
Tyrannei oder Totalitarismus dies suggerierte. Es gab auch Lebens-
bereiche, die in normaler und vorhersehbarer Weise funktionier-
ten. Ehen wurden geschlossen und geschieden, Geschäftsverträge
unterzeichnet und erfüllt. Neben diesen Bereichen relativer Nor-
malität stand jedoch stets die Bedrohung durch den »Maßnahmen-
staat«, der auf vollkommen unvorhersehbare und willkürliche Wei-
se agieren konnte. Fraenkel prägte für diese Aufspaltung zwischen
gewöhnlichem, regelbasiertem Leben und unvorhersehbarer Re-
pression den Ausdruck »Doppelstaat«.9

Was wäre, wenn wir es heute wieder mit einem Doppelstaat zu
tun hätten – allerdings mit einem entscheidenden Unterschied?
Heute funktioniert der politische Bereich abgesehen von einigen le-
gal erscheinenden Manipulationen weiterhin relativ normal, wäh-
rend die Menschen in der Wirtschaft der willkürlichen Ausübung
vonMacht ausgesetzt sind. Oder vielleicht doch nicht ganz so will-
kürlich, denn falls es zutrifft, dass Loyalität gegenüber der politi-
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schen Familie eine entscheidende Voraussetzung für ökonomischen
Erfolg darstellt, ist absehbar, wie mögliche Bestrafungen aussehen
können. Statt Schläger loszuschicken, die Geld eintreiben, weist
die Regierung die Steuerbehörden an, eine noch genauere Prüfung
durchzuführen. Und siehe da, irgendetwas findet sich immer. So
macht man den mächtigen Geschäftsleuten ein Angebot, das sie
nicht ablehnen können, und, siehe da, sie wollten doch schon im-
mer ihr Unternehmen verkaufen. Dies geschah regelmäßig ungari-
schen Oligarchen, denen der Verdacht anhaftete, der oppositionel-
len Sozialistischen Partei nahezustehen.Wie die Soziologin Kim
Lane Scheppele gezeigt hat, sind diese Muster für Außenstehende
oft nicht leicht zu erkennen, denn letztlich politischmotivierte Ent-
scheidungen lassen sich stets so darstellen, als hätten ökonomische
und finanzielle Notwendigkeiten sie diktiert (wie Trump ja auch
seinen dreisten Angriff auf den US Postal Servicemit Effizienzerwä-
gungen begründete, obwohl das eindeutig politische Ziel dahin-
tersteckte, bei den Präsidentschaftswahlen  die Briefwahl zu
erschweren).10

Nicht alle rechtspopulistischenRegierungen errichten einen voll
ausgebildeten Mafiastaat, zumal der sich in den international ein-
gebundenen Teilen der Wirtschaft nicht so leicht realisieren lässt.
Es gilt als ausgemacht, dass Rechtspopulisten Feinde des Neolibe-
ralismus seien, doch eine Gestalt wie Orbán hat offensichtlich sei-
nen Frieden mit internationalen Investoren gemacht. Er bietet der
deutschen Autoindustrie mitten in Europa Bedingungen, die nach
Ansicht eines ungarischen Beobachters »chinesischen Verhältnis-
sen« entsprechen:meist willfährigeGewerkschaften,wenn es denn
überhaupt Gewerkschaften gibt, und eine rasche Unterdrückung
von allem, was wie ein Protest von Umweltschützern aussieht, zum
Beispiel gegen das große Audi-Werk in Győr – wie ein amerika-
nischer Politikwissenschaftler es ausdrückte, ist das System glei-
chermaßen eine »Audikratie« wie eine Autokratie.11 »Wir sind
pragmatisch«, erklärte Mateusz Morawiecki, der Kopf der rechts-
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populistischen polnischen Regierung. »Wir haben ein Problem
mit einemTeil der europäischenpolitischenElite undmit Journalis-
ten, nicht aber mit den normalen Menschen. So sagen  Prozent
der ausländischen Investoren, dass sie gerne wiederkommen wer-
den.«

Wenn Populisten genügendMacht haben, versuchen sie, den Staat
selbst zu kolonisieren. Als Orbán und seine Fidesz-Partei  an
die Regierung kamen, gehörte es zu ihren ersten Maßnahmen, die
für den öffentlichen Dienst geltenden Bestimmungen so zu ändern,
dass es einfacher wurde, Anhänger auf eigentlich als neutral gelten-
de Stellungen innerhalb der Bürokratie zu hieven. Sie rechtfertig-
ten dieses Vorgehen mit der Behauptung, der Staatsdienst werde
von Liberalen und Postkommunisten kontrolliert und müsse ge-
säubert werden.Wie es ihrem Selbstbild als einzig wahre Repräsen-
tanten des Volkes entspricht, können Populisten auch behaupten,
der Staat sei ja schließlich für das Volk da, und wenn sie von der
Verwaltung Besitz ergriffen, eigne das Volk sich lediglich an, was
ihm rechtens zustehe. Trump brauchte länger, um diese Logik zu
durchschauen, aber am Ende entließ er reihenweise Generalinspek-
toren, deren Aufgabe es genau gewesen war, Betrug und Günst-
lingswirtschaft innerhalb der Regierung in Washington zu verhin-
dern.

Fidesz in Ungarn und die Partei für Recht und Gerechtigkeit
(PiS) in Polenmachten sich auch rasch daran, die Gerichte unter ih-
re Kontrolle zu bringen und Druck auf die staatlichenMedien aus-
zuüben. Man gab deutlich zu verstehen, dass Journalisten nicht in
einer Weise berichten sollten, die gegen die Interessen der Nation
verstoße, wobei man die Interessen der Nation kurzerhand mit de-
nen der herrschenden Partei gleichsetzte.WieNapoleon III. konter-
ten sie jede Kritik durch Juristen oder Journalisten mit der Frage:
»Wer hat euch denn gewählt?«Der indische Finanzminister erklär-
te: »DieDemokratie darf keine Tyrannei derNichtgewählten sein.«
Und der polnische Justizminister, der unablässig Breitseiten gegen
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